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Biel-Bienne – schon der Doppelna-
me veranschaulicht das Selbstbild
der seeländischen Stadt als zwei-
sprachige Metropole an der Grenze
zwischen Deutschschweiz und Ro-
mandie. Die aktuelle Fassung des
alle zehn Jahre erscheinenden Bi-
lingualismus-Barometers bestätigt
nun dieses Bild: DasVerhältnis zwi-
schen Deutsch- und Welsch-Bie-

Bilingues Biel funktioniert
Gestern wurde in der Seeland-Metropole das Bilingualismus-Barometer 2008 vorgestellt

lernistgut.Von508Befragtengaben
68 Prozent an, die beiden Sprach-
gruppen lebten eher mit- als ne-
ben- oder gar gegeneinander. Zum
Vergleich: Bei der letzten Umfrage
war noch weniger als die Hälfte der
Befragten dieser Ansicht.

«Die Tendenz ist positiv»

Gänzlich ungetrübt ist die Bilanz
indes nicht, wie Politikwissen-
schaftler Claude Longchamp vom
Forschungsinstitut GFS relativiert –
das Institut war vom Bieler Forum
für Zweisprachigkeit mit der Aus-
führung der repräsentativen Um-
frage betraut worden. Bei der Frage,
ob die beiden Sprachgruppen
gleich behandelt würden, hätten
zwar zwei Drittel der Deutsch-Bie-
ler ein Ja angekreuzt, aber nur 43
Prozent der Welschen, so Long-
champ.Vor zehn Jahren seien es al-

lerdings bloss 29 Prozent gewesen.
«Die Tendenz ist also positiv. Und
das ist das Wichtigste.» Für das Ba-
rometer 2018 rechnet der Politik-
wissenschaftler damit, dass eine
Mehrheit der Welschen ihre Situa-
tion besser einschätzen wird.

Wie kommt es jedoch, dass die
beidenSprachgruppenihrenStatus
so unterschiedlich sehen? «Die Ba-
sis für das Zusammenleben ver-
schiedener sozialer Gruppen ist die
wirtschaftliche Gleichberechti-
gung», erklärt Longchamp. Je bes-
ser diese gewährleistet sei, desto
besser funktioniere auch das Zu-
sammenleben. Umgekehrt bedeu-
te dies aber auch, dass ökonomi-
sche Ungerechtigkeit die soziale
Trennung fördere.Tatsächlich fühlt
sich gemäss Barometer die Hälfte
der Französisch sprechenden Be-
fragten im Berufs- und Arbeitsle-

Das Verhältnis zwischen
Deutsch- und Welsch-Bielern
hat sich in den letzten zehn
Jahren verbessert – dies zeigt
das gestern veröffentlichte Bi-
lingualismus-Barometer. Auf
nationaler Ebene sieht die Ten-
denz aber weniger rosig aus.
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ben gegenüber den Deutschspra-
chigen benachteiligt. «Da ist noch
Raum für Verbesserungen», sagt
Longchamp.

Sprachgruppen schotten sich ab

Trotz solchen vereinzelt negati-
ven Befunden zeigt sich der Polito-
loge – selber bilingue aufgewach-
sen – «überrascht» über die insge-
samt positive Tendenz der Studie.
Erbeobachtenämlich,dasssichdie
verschiedenen Sprachgruppen auf
nationaler Ebene zunehmend ab-
schotteten. Mit Zahlen könne er
diese These allerdings kaum bele-
gen, da ein schweizweites Barome-
ter bislang fehle. «Etwas seltsam für
ein Land, das sich den Ausgleich
zwischen den Sprachgruppen auf
die Fahnen schreibt», sagt er – und
hofft, dass die Bieler Studie auf na-
tionaler Ebene Nachahmer findet.

AKWMÜHLEBERG Die von meh-
reren Anwohnern des Atomkraft-
werks Mühleberg eingereichte Be-
schwerde gegen das Bewilligungs-
verfahren (siehe «Bund» von ges-
tern) wird dieses verzögern. Dies
bestätigte gestern Matthieu Buchs,
Sprecher des Bundesamts für Ener-
gie (BFE). Das BFE müsse nun den
EntscheiddesBundesverwaltungs-
gerichts abwarten; gegen diesen
EntscheidkönnezudemBeschwer-
de beim Bundesgericht erhoben
werden. Erst nach rechtskräftiger
Erledigung dieses Verfahrens kön-

Bewilligungsverfahren
wird verzögert

ne das Eidgenössische Departe-
ment für Umwelt, Verkehr, Energie
und Kommunikation über das Ge-
such der BKW entscheiden. Wie
gross die Verzögerung sein wird,
konnte Buchs nicht sagen.

Die BKW möchte, dass die Be-
triebsbewilligung für Mühleberg
unbefristet erteilt wird. Gegen das
Gesuch sind 1900 Einsprachen ein-
gegangen. Nun wehren sich die
Atomgegner nicht nur gegen die
AufhebungderBefristung,sondern
beim Bundesverwaltungsgericht
auch gegen dasVerfahren. (db)

Fahrt endete in der Aare
BÜREN Auf vereister Strasse ist am
Dienstagmorgen ein Auto zwischen
Büren an der Aare und Meienried
von der Strasse abgekommen und
in die Aare gestürzt. Der Autofahrer
blieb unverletzt und konnte sich
aus eigener Kraft ans Ufer retten.
Der Mann wurde zur Kontrolle ins
Spital gebracht. Der Wagen, der
letztlich ganz unterging, musste
von der Seepolizei Bielersee gebor-
gen werden, wie die Kantonspolizei
mitteilt. (sda)

Neuer ESB-Direktor
BIEL Im zweiten Quartal 2009 über-
nimmt Michael Sarbach die Führung
des Energie Services Biel (ESB). Er
tritt die Nachfolge von Erwin Has-
lebacher an, der in Pension geht.
Sarbach ist heute Geschäftsführer
undDelegierterdesVerwaltungsrats
der Rigips AG in Mägenwil AG. Er
verfüge über eine «breite unter-
nehmerische Erfahrung auf natio-
naler und internationaler Ebene»,
teilt der Gemeinderat mit. (pd)

KURZ

Streit wegen Umzugs einer
Amtsstelle beigelegt
BIEL/NIDAU Der Rat für französisch-
sprachige Angelegenheiten des
Amtsbezirks Biel und die Justiz-,
Gemeinde- und Kirchendirektion
(JGK) habe ihre Differenzen berei-
nigt. Der Konflikt war durch den
geplanten Umzug der französisch-
sprachigen Abteilung des Amts für
Gemeinden und Raumordnung von
Biel ins deutschsprachige Nidau ent-
standen. Regierungsrat Christoph
Neuhaus habe dem Rat versichert,
dass der Umzug kein Präzedenzfall
sei, heisst es in einer gemeinsamen
Mitteilung. Auch werde die JGK den
künftigen zweisprachigen Verwal-
tungskreis Biel/Bienne angemessen
mit französischsprachigem Personal
besetzen. Anderseits könne der Rat
für französischsprachige Angele-
genheiten nachvollziehen, dass es
praktische Gründe für einen Umzug
ins Schloss Nidau gebe. Das AGR
befand sich bisher in Räumlichkeiten
inBiel,woderKantonnundiePolizei
unterbringen will. (sda)

In den kommenden Monaten wer-
den die Kommunen per Breitband-
verbindungen an das kantonale
Datennetz Bewan angeschlossen.
Damit können sie behördenüber-
greifende Informatiklösungen si-
cher und schnell nutzen, wie der
Kanton Bern gestern mitteilte. Dies

Gemeinden im Kantons-Netz
Für einen intensiveren Datenaustausch schaffen Kanton und Gemeinden die technische Voraussetzung

sei wichtig, damit Bund, Kantone
und Gemeinden auch den Bürge-
rinnen und Bürgern Dienstleistun-
gen per Internet anbieten können.

Für die Bürger bringt dieses so-
genannte E-Government unter an-
deremdenVorteil,dasssienichtim-
mer wieder bei unterschiedlichen
Behörden Name, Adresse und wei-
tere Daten angeben und nachfüh-
ren müssen. Deswegen sind die
Gemeinden verpflichtet, die Daten

ihrer Einwohnerregister an die
Gemeinderegistersysteme des Kan-
tons weiterzugeben. Der Bund
braucht die Daten darüber hinaus
für dieVolkszählung 2010.

Die Gemeinden können die An-
wendungendesKantonsunabhän-
gig von ihren Informatikumgebun-
gennutzen,wieesheisst.Zudemsei
das kantonale Datennetz in Bezug
aufInformationssicherheiteinegu-
te Lösung. Dies sei wichtig, da auch

Die bernischen Gemeinden
rüsten sich für die Herausfor-
derungen des E-Government.

sensible Daten zur Steuerveranla-
gung oder der Einwohnerkontrolle
ausgetauschtwürden.Ab2010wird
der Kanton den Gemeinden über-
dies keine Computerarbeitsplätze
mehr zur Verfügung stellen. Diese
waren bisher nötig, damit die Ge-
meinden auf das Steuerregister zu-
greifen konnten. Da die Geräte
beim Kanton fast abgeschrieben
sind,könnendieGemeindensieauf
Wunsch behalten. (sda)
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